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Einkommensverwaltung bei vormundschaftlichen Massnahmen

Problem- und Fragestellung

Bei der Errichtung von vormundschaftlichen Massnahmen treten immer Fragen auf betr. Einkommensverwaltung.

Dazu folgende zwei Sachverhalte:

· Eine ältere Person lebt seit längerem in einem Alters- und Pflegeheim. Vermögen ist gemäss Steuererklärung wenig vorhanden. Es gilt, mit den Renten die Heimrechnung etc. zu begleichen. Die ältere Person ist noch urteilsfähig. Bis anhin organisierte ein Familienmitglied die Finanzen. Dies entfällt nun. Nun liegt ein Antrag auf 394 ZGB vor.

· Einer schwerstbehinderten Person wurden die Finanzen bis anhin von einem Familienmitglied geregelt. Dies entfällt nun. Es liegt ein Antrag auf 369 ZGB vor.

Zu den Fragen:

1. Ist es zutreffend, dass bei Beistandschaften und Beiratschaften jeglicher Art die Einkommensverwaltung (insb. Renten) nicht inbegriffen sind?

2. Wenn die betroffene Person die Einwilligung zur Einkommensverwaltung nicht mehr geben kann oder will, bleibt eigentlich nur der Weg via Errichtung einer Vormundschaft offen?

3. Im ersten Fall: eine Massnahme 392 I und 393 II oder 394 ZGB hilft nur insofern, als damit das Vermögen geregelt werden kann. Doch was ist zu tun betr. Einkommen? Reicht dazu eine einfache Zustimmungserklärung, dass der Beistand zur Einkommensverwaltung ermächtigt wird?

4. Im zweiten Fall: genügt die mildere Massnahme der sog. Altersbeistandschaft? Wie wird diesbezüglich die Rentenverwaltung geregelt, wenn sich die Person dazu nicht mehr äussern kann? Muss dann stets 369 eingefädelt werden?

Demnach müsste eigentlich viel mehr eine Entmündigung nach 369 ZGB durchgeführt werden. Wie kann aber der Stigmatisierung der Bevormundung (insb. für die Verwandtschaft) vorgebeugt werden?

Erwägungen

Die Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 ZGB wird zur Besorgung einer oder mehrerer bestimmter Angelegenheiten errichtet. Die einzelnen Aufgaben sind im Gesetz nicht umschrieben. Eine Aufgabe kann sein, die Interessen im wirtschaftlichen und persönlichen Bereich einer hilfebedürftigen Person wahrzunehmen.
 Zu diesen Interessen gehört die Verwaltung des Einkommens. Da die einzelnen Aufgaben im Gesetz nicht weiter beschrieben sind, muss die Vormundschaftsbehörde bei der Anordnung einer Beistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 ZGB die Aufgaben des Beistandes oder der Beiständin genau umschreiben und die notwendigen Anweisungen erteilen.
 Entgegen dem Wortlaut des Gesetzes dürfen mit der Vertretungsbeistandschaft mehrere Aufgaben gleichzeitig (Aufgabenpakete) und auch wiederkehrende und länger andauernde Aufgaben zugewiesen werden.

Die Verwaltungsbeistandschaft gemäss Art. 393 ZGB ist anzuordnen, wenn einem Vermögen die notwendige Verwaltung fehlt.
Die kombinierte Beistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 i.V.m. Art. 393 Ziff. 2 ZGB kann dementsprechend angeordnet werden, wenn eine Person nicht mehr in der Lage ist, ihre wirtschaftlichen und persönlichen Interessen wahrzunehmen und ein grösseres Vermögen, z.B. in Form von Immobilien, vorhanden ist.

Die Beistandschaft nach Art. 394 ZGB beinhaltet eine umfassende Vermögens- und Personensorge. Sie wird angeordnet, wenn die Voraussetzungen der Bevormundung auf eigenes Begehren vorliegen (Art. 394 ZGB). Der Beistand oder die Beiständin nach Art. 394 ZGB hat eine ebenso umfassende Aufgabe wie der Vormund.
 Eine Einkommensverwaltung kann daher in den Aufgabenbereich eines Beistandes oder Beiständin nach Art. 394 ZGB fallen. 

Gemäss Art. 417 Abs. 1 ZGB hat die Beistandschaft keinen Einfluss auf die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person. Die Beistandschaft ist deshalb nicht die geeignete Massnahme, eine Person von der sebstschädigenden Ausübung ihrer eigenen Handlungsfähigkeit abzuhalten. Die Beistandschaft kommt als Massnahme in Frage, wenn die betroffene Person aller Voraussicht nach bereit sein wird, den Beistand oder die Beiständin zu ihrem eigenen Wohle gewähren zu lassen bzw. wenn die betroffene Person ihre Handlungfähigkeit nicht zum eigenen Schaden einsetzt.

Die Mitwirkungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 1 ZGB) hat zur Folge, dass die verbeiratete Person die in Abs. 1 aufgezählten Geschäfte nicht ohne Mitwirkung des Beirates oder der Beirätin abschliessen kann. In diesem beschränkten Umfang schützt sie Einkommen und Vermögen der verbeirateten Person, die aber sonst die Verfügungsbefugnis und die Verwaltung behält. 

Unter Verwaltungsbeiratschaft gemäss Art. 395 Abs. 2 ZGB gehört, wer zwar mit seinem Lohn sowie den Vermögenserträgnissen vernünftig umzugehen weiss, zur Verwaltung seines Vermögens aber unfähig ist.

Zur Beantwortung obiger Fragen (wobei Frage 3 und 4 schon durch Frage 1 und 2 beantwortet werden):

1. Die Einkommensverwaltung kann Inhalt einer Beistandschaft auf eigenes Begehren gemäss Art. 394 ZGB, einer Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 ZGB und einer kombinierten Beistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 iV.m. Art. 393 Ziff. 2 ZGB sein. 

Die Mitwirkungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 1 ZGB) kann die Handlungsfähigkeit in bezug auf das Einkommen einer Person nur in den vom Gesetz aufgezählten Fällen beschränken. Die Verwaltungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 2 ZGB) bezieht sich nur auf das Vermögen einer Person.

2. Voraussetzung für eine Einkommensverwaltung in den unter Ziff. 1 genannten Fällen ist, dass die betroffene Person kooperationsbereit und –fähig ist, und dass ein Vertrauensverhältnis zwischen ihr und dem Beistand oder der Beiständin besteht. Denn eine Einkommensverwaltung gegen den Willen der verbeiständeten Person ist nicht möglich. Die verbeiständete Person bleibt nämlich handlungsfähig und sie kann die Handlungen des Beistandes oder der Beiständin jederzeit durchkreuzen. Bei einer Person, bei der eine freiwillige Einkommensverwaltung oder eine Einkommensverwaltung im Zusammenhang mit einer Beistandschaft fehlgeschlagen hat oder wo von vornherein klar ist, dass sie fehlschlagen wird, muss zu ihrem Schutz eventuell eine stärkere Massnahme (Vormundschaft) errichtet werden.

Bei schwerstbehinderten Personen oder bei dementen Menschen im Altersheim, neigt die Praxis zu Beistandschaften und nicht zu Vormundschaften. Regelmässig geht es in diesen Fällen nicht darum, die Person daran zu hindern, sich mit eigenen rechtsgeschäftlichen Handlungen selber zu schädigen. Die betroffene Person ist häufig z.B. aufgrund der Demenz nicht mehr urteilsfähig. Damit entfällt ihre rechtsgeschäftliche Handlungsfähigkeit ohnehin und sie muss ihr nicht mit einer Entmündigung entzogen werden. Selbst wenn dies nicht zutrifft, sind eigene schädigende rechtsgeschäftliche Handlungen häufig nicht zu erwarten, weil die betroffene Person dafür z.B. gar nicht mehr genügend mobil ist. Wichtig ist demgegenüber, dass jemand für die betroffene Person die notwendigen Rechtsgeschäfte vornehmen kann.

Für diese Fälle ist von der Praxis die oben erwähnte kombinierte Beistandschaft entwickelt worden. Für die Vermögensangelegenheiten wird eine Beistandschaft nach Art. 393 Ziff. 2 ZGB ernannt. Diese ermöglicht es dem Beistand oder der Beiständin, die betroffene Person für die Verwaltung des Vermögens zu vertreten. Diese Massnahme wird mit einer Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB verbunden und die Aufgabe des Mandatsträgers oder der Mandatsträgerin so umschrieben, dass eine umfassende Vertretung in allen der Vertretung zugänglichen Bereichen möglich wird.

Soweit eine Person jedoch noch in der Lage ist, ihre Schwächen selber zu erkennen, lässt sich die Beistandschaft auf eigenes Begehren (Art. 394 ZGB) anordnen.
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